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Hinweis: Diese Auszüge aus dem Strafgesetzbuch sind nicht die amtliche 
Fassung. Diese finden Sie nur im Bundesgesetzblatt. 

 

 

 

Strafgesetzbuch 

 

 

Siebenter Titel 

Verfall und Einziehung 

 

 

§ 73 Voraussetzungen des Verfalls 

(1) Ist eine rechtswidrige Tat begangen worden und hat der Täter oder Teilnehmer 
für die Tat oder aus ihr etwas erlangt, so ordnet das Gericht dessen Verfall an. 
Dies gilt nicht, soweit dem Verletzten aus der Tat ein Anspruch erwachsen ist, 
dessen Erfüllung dem Täter oder Teilnehmer den Wert des aus der Tat Erlangten 
entziehen würde. 

(2) Die Anordnung des Verfalls erstreckt sich auf die gezogenen Nutzungen. Sie 
kann sich auch auf die Gegenstände erstrecken, die der Täter oder Teilnehmer 
durch die Veräußerung eines erlangten Gegenstandes oder als Ersatz für 
dessen Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung oder auf Grund eines 
erlangten Rechts erworben hat. 

(3) Hat der Täter oder Teilnehmer für einen anderen gehandelt und hat dadurch 
dieser etwas erlangt, so richtet sich die Anordnung des Verfalls nach den 
Absätzen 1 und 2 gegen ihn. 

(4) Der Verfall eines Gegenstandes wird auch angeordnet, wenn er einem Dritten 
gehört oder zusteht, der ihn für die Tat oder sonst in Kenntnis der Tatumstände 
gewährt hat. 

 

 

§ 73a Verfall des Wertersatzes 

Soweit der Verfall eines bestimmten Gegenstandes wegen der Beschaffenheit des 
Erlangten oder aus einem anderen Grunde nicht möglich ist oder von dem Verfall ei-
nes Ersatzgegenstandes nach § 73 Abs. 2 Satz 2 abgesehen wird, ordnet das Ge-
richt den Verfall eines Geldbetrags an, der dem Wert des Erlangten entspricht. Eine 
solche Anordnung trifft das Gericht auch neben dem Verfall eines Gegenstandes, so-
weit dessen Wert hinter dem Wert des zunächst Erlangten zurückbleibt. 
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§ 73b Schätzung 

Der Umfang des Erlangten und dessen Wert sowie die Höhe des Anspruchs, dessen 
Erfüllung dem Täter oder Teilnehmer das aus der Tat Erlangte entziehen würde, 
können geschätzt werden. 

 

 

§ 73c Härtevorschrift 

(1) Der Verfall wird nicht angeordnet, soweit er für den Betroffenen eine unbillige 
Härte wäre. Die Anordnung kann unterbleiben, soweit der Wert des Erlangten zur 
Zeit der Anordnung in dem Vermögen des Betroffenen nicht mehr vorhanden ist 
oder wenn das Erlangte nur einen geringen Wert hat. 

(2) Für die Bewilligung von Zahlungserleichterungen gilt § 42 entsprechend. 

 

 

§ 73d Erweiterter Verfall 

(1) Ist eine rechtswidrige Tat nach einem Gesetz begangen worden, das auf diese 
Vorschrift verweist, so ordnet das Gericht den Verfall von Gegenständen des 
Täters oder Teilnehmers auch dann an, wenn die Umstände die Annahme recht-
fertigen, dass diese Gegenstände für rechtswidrige Taten oder aus ihnen erlangt 
worden sind. Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn ein Gegenstand dem Täter oder 
Teilnehmer nur deshalb nicht gehört oder zusteht, weil er den Gegenstand für 
eine rechtswidrige Tat oder aus ihr erlangt hat. § 73 Abs. 1 Satz 2, auch in Ver-
bindung mit § 73b, und § 73 Abs. 2 gelten entsprechend. 

(2) Ist der Verfall eines bestimmten Gegenstandes nach der Tat ganz oder teilweise 
unmöglich geworden, so finden insoweit die §§ 73a und 73b sinngemäß Anwen-
dung. 

(3) Ist nach Anordnung des Verfalls nach Absatz 1 wegen einer anderen rechtswidri-
gen Tat, die der Täter oder Teilnehmer vor der Anordnung begangen hat, erneut 
über den Verfall von Gegenständen des Täters oder Teilnehmers zu entscheiden, 
so berücksichtigt das Gericht hierbei die bereits ergangene Anordnung. 

(4) § 73c gilt entsprechend. 

  

 

§ 73e Wirkung des Verfalls 

(1) Wird der Verfall eines Gegenstandes angeordnet, so geht das Eigentum an der 
Sache oder das verfallene Recht mit der Rechtskraft der Entscheidung auf den 
Staat über, wenn es dem von der Anordnung Betroffenen zu dieser Zeit zusteht. 
Rechte Dritter an dem Gegenstand bleiben bestehen. 

(2) Vor der Rechtskraft wirkt die Anordnung als Veräußerungsverbot im Sinne des § 
136 des Bürgerlichen Gesetzbuches; das Verbot umfasst auch andere Verfügun-
gen als Veräußerungen. 
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Fünfter Abschnitt  

Verjährung 

Erster Titel Verfolgungsverjährung 

 

§ 78 Verjährungsfrist 

(1) Die Verjährung schließt die Ahndung der Tat und die Anordnung von Maßnah-
men (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) aus. § 76a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bleibt unberührt. 

(2) Verbrechen nach § 211 (Mord) verjähren nicht. 

(3) Soweit die Verfolgung verjährt, beträgt die Verjährungsfrist  

1. dreißig Jahre bei Taten, die mit lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht sind, 

2. zwanzig Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafen von mehr als 
zehn Jahren bedroht sind, 

3. zehn Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafen von mehr als fünf 
Jahren bis zu zehn Jahren bedroht sind, 

4. fünf Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafen von mehr als einem 
Jahr bis zu fünf Jahren bedroht sind, 

5. drei Jahre bei den übrigen Taten. 

(4) Die Frist richtet sich nach der Strafdrohung des Gesetzes, dessen Tatbestand die 
Tat verwirklicht, ohne Rücksicht auf Schärfungen oder Milderungen, die nach 
den Vorschriften des Allgemeinen Teils oder für besonders schwere oder minder 
schwere Fälle vorgesehen sind. 

 

 

Vierter Abschnitt 

Straftaten gegen Verfassungsorgane sowie bei Wahlen und Abstimmungen 

 

 

§ 108e Abgeordnetenbestechung 

(1)  Wer es unternimmt, für eine Wahl oder Abstimmung im Europäischen Parlament 
oder in einer Volksvertretung des Bundes, der Länder, Gemeinden oder Gemein-
deverbände eine Stimme zu kaufen oder zu verkaufen, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 kann das Gericht die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen 
zu erlangen, und das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 
stimmen, aberkennen. 
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Sechsundzwanzigster Abschnitt 

Straftaten gegen den Wettbewerb 

 

§ 298 Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen 

(1) Wer bei einer Ausschreibung über Waren oder gewerbliche Leistungen ein An-
gebot abgibt, das auf einer rechtswidrigen Absprache beruht, die darauf abzielt, 
den Veranstalter zur Annahme eines bestimmten Angebots zu veranlassen, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Ausschreibung im Sinne des Absatzes 1 steht die freihändige Vergabe eines 
Auftrages nach vorausgegangenem Teilnahmewettbewerb gleich. 

(3) Nach Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2, wird nicht bestraft, wer freiwillig 
verhindert, dass der Veranstalter das Angebot annimmt oder dieser seine Leis-
tung erbringt. Wird ohne Zutun des Täters das Angebot nicht angenommen oder 
die Leistung des Veranstalters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich 
freiwillig und ernsthaft bemüht, die Annahme des Angebots oder das Erbringen 
der Leistung zu verhindern. 

 

 

§ 299 Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr 

(1) Wer als Angestellter oder Beauftragter eines geschäftlichen Betriebes im ge-
schäftlichen Verkehr einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er einen anderen bei 
dem Bezug von Waren oder gewerblichen Leistungen im Wettbewerb in unlau-
terer Weise bevorzuge, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbe-
werbs einem Angestellten oder Beauftragten eines geschäftlichen Betriebes 
einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver-
spricht oder gewährt, dass er ihn oder einen anderen bei dem Bezug von Waren 
oder gewerblichen Leistungen in unlauterer Weise bevorzuge. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Handlungen im ausländischen Wettbewerb. 

 

 

§ 300  Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung im ge-
schäftlichen Verkehr 

In besonders schweren Fällen wird eine Tat nach § 299 mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn  

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht oder 

2. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur 
fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat. 
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Dreißigster Abschnitt 

Straftaten im Amt 

  

§ 331 Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der 
für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich ver-
sprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine 
richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist straf-
bar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm ge-
forderten Vorteil sich versprechen lässt oder annimmt und die zuständige Behör-
de im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat 
oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme 
genehmigt. 

 

 

§ 332 Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich ver-
sprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat 
oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verlet-
zen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine 
richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch 
seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheits-
strafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, 
sich versprechen lässt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann 
anzuwenden, wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat,  

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des 
Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

 

 



 

S. 6/9 

 

compliance consultancy Dr. Andreas Kark | Lichtenstein 12 | D-72160 Horb am Neckar 

Tel: +49 (0)7482/93 77 999 | info@compliance-consultancy.de | www.compliance-consultancy.de   

 

§ 333 Vorteilsgewährung 

 

(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichte-
ten oder einem Soldaten der Bundeswehr für die Dienstausübung einen Vorteil 
für diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er eine richter-
liche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige Behörde im Rah-
men ihrer Befugnisse entweder die Annahme des Vorteils durch den Empfänger 
vorher genehmigt hat oder sie auf unverzügliche Anzeige des Empfängers ge-
nehmigt. 

 

 

§ 334 Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichte-
ten oder einem Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für diesen oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er eine 
Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine 
Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er eine richterli-
che Handlung  

1. vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder 

2. künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzen würde, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung anbietet, 
verspricht oder gewährt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, 
wenn er den anderen zu bestimmen versucht, dass dieser  

1. bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der Ausübung des 
Ermessens durch den Vorteil beeinflussen lässt. 

 

 

§ 335 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung 

(1) In besonders schweren Fällen wird  

1. eine Tat nach 

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 
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b) § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3, 

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und 

2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit 
Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren 

bestraft. 

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, 
wenn  

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 

2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür 
gefordert hat, dass er eine Diensthandlung künftig vornehme, oder 

3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur 
fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat. 

 

 

§ 336 Unterlassen der Diensthandlung 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der 
§§ 331 bis 335 steht das Unterlassen der Handlung gleich. 

 

 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1997 über die 
Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger im 

internationalen Geschäftsverkehr  

 

(Gesetz zur Bekämpfung internationaler Bestechung - IntBestG) 

Ausfertigungsdatum: 10.09.1998 

 

Artikel 1 Zustimmung zum Vertrag 

Dem in Paris am 17. Dezember 1997 von der Bundesrepublik Deutschland unter-
zeichneten Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer 
Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr wird zugestimmt. Das Übereinkom-
men wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

 

 

Artikel 2 Durchführungsbestimmungen 

 

§ 1 Gleichstellung von ausländischen mit inländischen Amtsträgern bei 
Bestechungshandlungen 

Für die Anwendung des § 334 des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung mit 
dessen §§ 335, 336, 338 Abs. 2, auf eine Bestechung, die sich auf eine künftige 
richterliche Handlung oder Diensthandlung bezieht und die begangen wird, um 
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sich oder einem Dritten einen Auftrag oder einen unbilligen Vorteil im internatio-
nalen geschäftlichen Verkehr zu verschaffen oder zu sichern, stehen gleich: 

1. einem Richter: 

a) ein Richter eines ausländischen Staates, 

b) ein Richter eines internationalen Gerichts; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 

a) ein Amtsträger eines ausländischen Staates, 

b) eine Person, die beauftragt ist, bei einer oder für eine Behörde eines 
ausländischen Staates, für ein öffentliches Unternehmen mit Sitz im 
Ausland oder sonst öffentliche Aufgaben für einen ausländischen Staat 
wahrzunehmen, 

c) ein Amtsträger und ein sonstiger Bediensteter einer internationalen Or-
ganisation und eine mit der Wahrnehmung ihrer Aufgaben beauftragte 
Person; 

3. einem Soldaten der Bundeswehr: 

a) ein Soldat eines ausländischen Staates, 

b) ein Soldat, der beauftragt ist, Aufgaben einer internationalen Organisa-
tion wahrzunehmen. 

 

 

§ 2 Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internatio-
nalem geschäftlichen Verkehr 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen Auftrag oder einen unbilligen 
Vorteil im internationalen geschäftlichen Verkehr zu verschaffen oder zu sichern, 
einem Mitglied eines Gesetzgebungsorgans eines ausländischen Staates oder 
einem Mitglied einer parlamentarischen Versammlung einer internationalen 
Organisation einen Vorteil für dieses oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 
anbietet, verspricht oder gewährt, daß es eine mit seinem Mandat oder seinen 
Aufgaben zusammenhängende Handlung oder Unterlassung künftig vornimmt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

 

§ 3 Auslandstaten 

Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom Recht des Tatorts, für folgende Taten, 
die von einem Deutschen im Ausland begangen werden: 

1. Bestechung ausländischer Amtsträger im Zusammenhang mit internationa-
lem geschäftlichen Verkehr (§§ 334 bis 336 des Strafgesetzbuches in Verbin-
dung mit § 1); 

2. Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internatio-
nalem geschäftlichen Verkehr (§ 2). 
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§ 4 Anwendung des § 261 des Strafgesetzbuches 

In den Fällen des § 261 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchstabe a des Strafgesetzbuches ist § 
334 des Strafgesetzbuches auch in Verbindung mit § 1 anzuwenden. 

 

 

Artikel 3 Inkrafttreten 

(1) Artikel 2 dieses Gesetzes tritt an dem Tage in Kraft, an dem das Übereinkommen 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. Im Übrigen tritt dieses Gesetz 
am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 15 für die Bundesre-
publik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


